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wegen: wegen Anfechtung/Nichtigkeit des Beschlusses der Gesellschafterversammlung
vom 09.07.2021 – 10.08.2021

vorläufiger Streitwert: 13.125 EUR

Namens und mit Vollmacht des Klägers erheben wir Klage mit dem Antrag, das Gericht möge für

Recht erkennen:

1. Der Beschluss zu Tagesordnungspunkt 1 der außerordentlichen

Gesellschafterversammlung der Beklagten vom 09.07.2021 - 10.08.2021, mit dem die

Gesellschafterversammlung ein Nachschuss in Höhe von insgesamt 37.500 EUR von

den Gesellschaftern einfordert, wird für nichtig erklärt.

Hilfsweise: Es wird festgestellt, dass der vorgenannte Beschluss nichtig ist.

Hilfsweise: Es wird festgestellt, dass der vorgenannte Beschluss nicht gefasst ist.

2. Die Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.

3. Das Urteil ist – ggfs. gegen Sicherheitsleistungen – vorläufig vollstreckbar.

Nach Auffassung des Klägers bedarf es vorliegend keiner mündlichen Verhandlung. Es wird damit

bereits jetzt das Einverständnis mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren erklärt.

Für den Fall, dass das Gericht das schriftliche Vorverfahren anordnet, wird schon jetzt für den Fall

der Säumnis der Beklagten gebeten,

die Beklagten auch ohne mündliche Verhandlung zu verurteilen.

Für den Fall des Obsiegens des Klägers wird schon jetzt gebeten,

dem Kläger eine vollstreckbare Ausfertigung des Urteils mit Zustellungsvermerk zu

erteilen.
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B e g r ü n d u n g

Die Beklagte ist eine GmbH mit Sitz in Frankfurt (Amtsgericht Frankfurt am Main HRB 112460). Ihr
Gesellschaftszweck ist “Der Vertrieb und die Erbringung von Dienstleistungen im digitalen
Gewerbe.”.

Damit ist das Landgericht Frankfurt für die Klage entsprechend §§249 Abs.1, 246 Abs.3 AktG
sachlich und örtlich zuständig.

Der Kläger, Herr Oliver Feldmann, ist an der Beklagten seit dem 25.07.2018, also bereits vor der
Bekanntmachung der Tagesordnung zur außerordentlichen Gesellschafterversammlung vom
09.07.2021 - 10.08.2021 mit einem Gesellschaftsanteil von 52.500 EUR beteiligt. Dies entspricht
einem Anteil an der Gesellschaft von 35 %.

Die weiteren Anteile an der Gesellschaft verteilen sich wie folgt:

Geschäftsanteil Nennwert Eigentümer Prozent

Teilgeschäftsanteil 1 22.500 Andreas Dezelski 15

Teilgeschäftsanteil 2 52.500 Oliver Feldmann 35

Teilgeschäftsanteil 3 1.500 Stephan Parrandier 1

Teilgeschäftsanteil 4 1.500 Hannes Bergmann 1

Teilgeschäftsanteil 5 1.500 Christian Rhode 1

Teilgeschäftsanteil 6 3.000 Rolf Scheler 2

Teilgeschäftsanteil 7 22.500 Andreas Dezelski 15

Teilgeschäftsanteil 8 6.000 Bennett Ricks 4

Teilgeschäftsanteil 9 1.500 Christian Schulze 1

Teilgeschäftsanteil 10 30.000 Michael Dezelski 20

Teilgeschäftsanteil 11 7500 Andreas Dezelski 5

Beweis: 1. Gesellschaftsvertrag der eWoolution GmbH

Stand 02.11.2018 - Anlage K1 -

2. Kauf- Und Abtretungsvertrag vom 25.07.2018 - Anlage K2 -

für den Fall des Bestreitens: Parteivernehmung des Klägers
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Im Rahmen der Gesellschafterversammlung vom 09.07.2021 - 10.08.2021 wurde folgender

Beschluss zum alleinigen Tagesordnungspunkt 1 gefasst:

“Von den Gesellschaftern wird ein Nachschuss in Höhe von insgesamt 37.500 €

eingefordert. Der von jedem Gesellschafter hieran zu leistende Anteil entspricht seinem

jeweiligen Anteil am Stammkapital.”

Mit dieser Klage wendet sich der Kläger gegen den gefassten Beschluss. Der Kläger und die

Gesellschafter Stephan Parrandier, Bennett Ricks haben ausdrücklich gegen den Beschluss

bestimmt und dessen Unzulässigkeit gerügt.

Die Zustimmung zum Beschluss erfolgte ausschließlich aufgrund der Stimmen von Andreas und

Michael Dezelski.

Beweis: 1. Mail des Gesellschafters Oliver Feldmann

vom 09.08.2021 - Anlage K3 -

2. Mail des Gesellschafters Stephan Parrandier

vom 09.08.2021 - Anlage K3 -

für den Fall des Bestreitens: Parteivernehmung des Klägers

A.

Unwirksamkeit wegen unzureichend beantworteter Auskunftsverlagen

I. Des Gesellschafters Oliver Feldmann vom 09.08.2021:

Der Gesellschafter Oliver Feldmann hat mit Mail vom 09.08.2021 die Beantwortung der folgenden

Fragen im Rahmen des Umlaufverfahrens von der Geschäftsführung gem. § 51a GmbHG

gefordert:
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1. Ist die Hälfte des Stammkapitals verloren? Falls ja, seit wann? Bisher wurde darüber nicht

informiert. Es wird auf § 49 GmbHG

(https://www.gesetze-im-internet.de/gmbhg/__49.html) verwiesen.

2. Laut "Eidesstattliche Versicherung Andreas Dezelski“, siehe Anhang, arbeitet die

eWoolution GmbH GF im Wesentlichen und berufsmäßig für eine andere Firma, bei der es

sich nach seiner eigenen Aussage in der Umlaufbeschlussfassung „um unabhängige

Unternehmen handelt - es besteht keine Konzernstruktur“. Wie ist das mit dem eWoolution

GmbH Geschäftsführervertrag zu vereinbaren, der volle GF Bezüge nur bei voller

Leistungskraft vorsieht?

Die Geschäftsführung hat hierauf nur sehr schwammige bzw. keine Auskünfte erteilt.

Beweis: 1. Mail des Gesellschafters Oliver Feldmann

vom 09.08.2021 - Anlage K3 -

für den Fall des Bestreitens: Parteivernehmung des Klägers

Zeugnis des Herrn Stephan Parrandier,

Hermine-von-Parish-Str. 26, 81245 München

II. Des Gesellschafters Stephan Parrandier vom 16.07.2021:

Der Gesellschafter Stephan Parrandier hat mit Mail vom 16.07.2021 die Beantwortung der

folgenden Fragen im Rahmen des Umlaufverfahrens von der Geschäftsführung gem. § 51a

GmbHG gefordert:

1. Welche Gelder hast Du als Geschäftsführer in den letzten 3 Jahren aus der eWoolution

GmbH als Gehalt, Bonus, Aufwandsentschädigung oder sonstige Begünstigung erhalten?

(Bitte Nachweise)
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2. Auf Basis welcher Verträge (bitte vorlegen) oder Beschlüsse (bitte vorlegen) wurden die

Auszahlungen getätigt?

3. Bitte um Vorlage des Geschäftsführervertrages

4. Welche Entnahmen hast Du darüber hinaus getätigt? (bitte Nachweise)

5. Auf Basis welcher Beschlüsse wurden diese Entnahmen getätigt?

6. Welche Tätigkeiten hast Du konkret in den letzten 3 Jahren für die Gesellschaft erbracht?

7. Wieviele Stunden betrug Dein wöchentlicher Arbeitseinsatz für diese Gesellschaft?

8. Haben sich Deine Entnahmen seit Gründung der eWoolution Holding GmbH reduziert und

wenn ja in welchem Umfang monatlich (bitte Nachweise)?

9. Hat die Gesellschaft in den letzten 3 Jahren Praktikanten oder sonstige geringfügig

beschäftigte eingestellt? Wenn ja wie viele und für welche Zeiträume?

Die Geschäftsführung hat hierauf nur sehr schwammige bzw. keine Auskünfte erteilt. Herr

Parrandier hat daher nochmal am 10.08.2021 erfolglos zur Beantwortung der Anfrage

aufgefordert, ehe er die Zustimmung zum Beschluss aufgrund der unbeantworteten Fragen

verweigern musste.

Beweis: 1. Mail des Gesellschafters Stephan Parrandier

vom 16.07.2021 - Anlage K4 -

2. Mail des Gesellschafters Stephan Parrandier

vom 10.08.2021 - Anlage K5 -

für den Fall des Bestreitens: Parteivernehmung des Klägers

Zeugnis des Herrn Stephan Parrandier, bb.
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III. Ankündigung der Geschäftsführung die Auskunftsverlangen zu bearbeiten vom

19.08.2021

Erst mit Mail vom 19.08.2021 hat die Geschäftsführung weit nach Ablauf der Abstimmungsfrist

überhaupt erst eine Reaktion auf die Auskunftsersuchen angekündigt. Bis heute wurden die

Fragen nicht vollständig beantwortet. Terminsanfragen zur Einsicht in Unterlagen der Gesellschaft

wurden nicht beantwortet.

Beweis: 1. Mail des Geschäftsführers Andreas Dezelski

vom 19.08.2021 - Anlage K6 -

für den Fall des Bestreitens: Parteivernehmung des Klägers

Zeugnis des Herrn Stephan Parrandier, bb.

IV. Zusammenfassung:

Die Gesellschafter Oliver Feldmann und Stephan Parrandier haben im Rahmen des

Umlaufverfahrens zur Fassung des streitgegenständlichen Beschlusses ihre Auskunftsrechte gem.

§ 51a GmbHG wahrgenommen. Dies war erforderlich, da in der Einladung zur Beschlussfassung

nur eine sehr dünne, fast gehaltlose Begründung, enthalten war. Die Gesellschafter konnten auf

dieser Basis keinen Beschluss fassen. Die Auskunftsersuchen wurden von der Geschäftsführung

nur schwammig bzw. gar nicht beantwortet. Es konnte daher kein wirksamer Beschluss gefasst

werden.

Beweis: 1. Einladung zur Beschlussfassung

vom 09.07.2021 - Anlage K7 -
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Das Kontrollrecht des GmbH-Gesellschafters nach § 51a GmbH ist nach dem Stimmrecht das

wichtigste Verwaltungsrecht. Das Informationsrecht nach § 51a GmbH ist weitreichend und der

GmbH-Geschäftsführer muss dieses wichtige Gesellschafterrecht sicherstellen. Der

Geschäftsführer benötigt für die Verweigerung der Informationen grundsätzlich einen

Gesellschafterbeschluss, der die Verweigerungshaltung der Geschäftsführung legitimiert. Ein

solcher liegt hier nicht vor, die Geschäftsführung hat die Auskünfte zu unrecht verweigert.

Verweigert der Geschäftsführer ersuchte Informationen, ohne für die Verweigerung einen

Gesellschafterbeschluss herbeigeführt zu haben, so verstößt er gegen seine gesetzlichen

Geschäftsführerpflichten. Vorliegend wird man sogar schwere Pflichtverletzungen annehmen

können.

Beschlüsse der Gesellschafter einer GmbH sind rechtswidrig und auf Anfechtungsklage des

überstimmten Gesellschafters hin für nichtig zu erklären, wenn bei der Beschlussfassung

Informationsrechte (§ 51a GmbHG) verletzt wurden (so auch OLG Nürnberg, Beschluss vom 08.

März 2010 – 12 U 2235/09).

B.

Unwirksamkeit wegen treuwidriger Abstimmung

Der angefochtene Beschluss ist darüber hinaus für nichtig zu erklären, weil insbesondere die

Stimmabgabe der Gesellschafter Andreas Dezelski und Michael Dezelski gegen die zwischen allen

Gesellschaftern geschlossene notarielle Vereinbarung aus dem Kauf- und Übertragungsvertrag

vom 25.07.2018 (Anlage K2) verstößt.

Im Rahmen des Kauf- und Übertragungsvertrags vom 25.07.2021 wurde die heute bestehende

Gesellschafterstruktur gebildet. In diesem Vertrag haben sich insbesondere die Gesellschafter

Andreas und Michael Dezelski dazu erklärt, dass eine Nachschusspflicht nicht besteht bzw. dazu

verpflichtet, dass alles erforderliche dafür getan wird, dass eine Nachschusspflicht nicht besteht:
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§ 3 des Kauf- und Abtretungsvertrages lautet:

Die Beschlussfassung über die Nachschusspflicht dürfte daher schon aus diesem Grund an sich

treuwidrig und damit nichtig sein.
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Jedenfalls stellt sich die Stimmabgabe der o.g. Gesellschafter für den Beschluss (Zustimmung) als

Verstoß gegen § 3 I, V der notariellen Gesellschaftervereinbarung in Form des Kauf- und

Abtretungsvertrages vom 25.07.2021 dar.

Beweis: 1. Kauf- Und Abtretungsvertrag vom 25.07.2018 - Anlage K2 -

für den Fall des Bestreitens: Parteivernehmung des Klägers

Die Gesellschaft hätte die Beschlussfassung gar nicht initiieren dürfen. Jedenfalls hätten die

Gesellschafter Andreas und Michael Dezelski nicht für die Fassung des Beschlusses stimmen

dürfen. Der zum Tagesordnungspunkt 1 in der Gesellschafterversammlung der Beklagten vom

09.07.2021 - 10.08.2021 gefasste Beschluss ist aufgrund der oben dargestellten Mängel

insgesamt für nichtig zu erklären. Eine Teilnichtigkeit kommt nicht in Betracht.

Hilfsweise:

Aufgrund der gesellschafterlichen Treuepflichten aus dem o.g. Vertrag wird den verpflichteten

Gesellschaftern gem. § 3 I, V ein bestimmtes Abstimmungsverhalten (hier: Ablehnung)

vorgeschrieben. Die abgegebenen Ja-Stimmen der Gesellschafters sind daher aufgrund seiner

Treuepflichten als Nein-Stimmen zu werten. Der Beschluss ist damit als nicht gefasst

festzustellen.

Sofern das Gericht lediglich ein zum Schadensersatz berechtigendes Verhalten der

Geschäftsführung bzw. der Gesellschafter Michael und Andreas Dezelski sieht im Sinne des § 3

des Kauf- und Übertragungsvertrages vom 25.07.2018 wird um rechtzeitigen Hinweis gebeten,

sodass den entsprechenden Gesellschaftern persönlich der Streit verkündet werden kann.
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Wir gehen davon aus, zu allen entscheidungserheblichen Gesichtspunkten hinreichend

substantiiert vorgetragen zu haben. Es lässt sich jedoch nicht ausschließen, dass nach

Auffassung des Gerichts einige Punkte unseres Vortrags missverständlich, unvollständig oder

nicht ausreichend substantiiert erscheinen. Für diesen Fall bitten wir ausdrücklich um die nach

zwingender Gesetzesvorschrift des § 139 ZPO gebotenen Hinweise zu sachdienlichen Anträgen,

vervollständigtem Vortrag zu den nach Auffassung des Gerichts erheblichen Umständen sowie zur

Bezeichnung von Beweismitteln, ferner um Hinweise gemäß § 139 II ZPO auf Gesichtspunkte, die

wir etwa versehentlich übergangen oder - nach Auffassung des Gerichts - rechtsirrtümlich für

unerheblich gehalten haben sollten. Erforderliche Hinweise erbitten wir nicht erst im Termin,

sondern gemäß § 139 IV 1 ZPO so früh wie möglich.

Streitwert:

Der Streitwert kann zzt. nur grob vorläufig geschätzt werden. Im Rahmen der Ermittlung der

Bedeutung der Sache für sich selbst und für die Beklagte entsprechend § 247 Abs. 1 S. 1 AktG

hat der Kläger zunächst berücksichtigt, dass er bei rechtmäßiger Beschlussfassung zu einem

Nachschuss von 13.125 EUR verpflichtet sein würde. Es ergibt sich somit ein finanzielles Interesse

des Klägers an der Feststellung der Nichtigkeit des angefochtenen Beschlusses von 13.125 EUR.

Sollte das Gericht Bedenken im Hinblick auf die Höhe des Streitwertes haben, bitten wir so bald

wie möglich um Benachrichtigung.

Mirco Lehr
Rechtsanwalt
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